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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Erfolg hatte die Zürcher SP-Abgeordnete Goll mit einer parlamentarischen Initiative,
welche eine zivilstandsunabhängige Aufenthalts- und Arbeitsbewilligung für
Migrantinnen verlangt, die sich von ihrem gewalttätigen, in der Schweiz lebenden
Ehemann trennen. Die Initiantin verwies darauf, dass der Nationalrat die Problematik
bereits in früheren Jahren anerkannt und deshalb 1995 eine entsprechende Motion
(Bühlmann, gp, LU) überwiesen habe; der Ständerat hatte den Vorstoss aber in ein
Postulat umgewandelt. Eine analoge Motion der Staatspolitische Kommission hatte der
Nationalrat 1997 selber in ein Postulat abgeschwächt. Nach geltendem Gesetz ist der
rechtliche Status dieser Frauen bei Trennung oder Scheidung dem Ermessen der
Fremdenpolizei überantwortet. Vertreterinnen von Migrantinnenorganisationen und
Frauenhäusern zeigten sich zuversichtlich, dass das klar zustimmende Resultat von 89
zu 49 Stimmen bis zur entsprechenden Gesetzesänderung auch für die zuständigen
Behörden richtungsweisend sei. Noch vor Ende Jahr sprach sich die rechtspolitische
Kommission des Nationalrates für das von Goll beantragte eigenständige
Aufenthaltsrecht für ausländische Frauen aus. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 09.03.1998
MARIANNE BENTELI

Mit 130 zu 19 Stimmen empfahl der Nationalrat auf Antrag des Bundesrates die
Volksinitiative ”für eine Regelung der Zuwanderung” Volk und Ständen zur Ablehnung.
Das 1995 von einem rechtsbürgerlichen Komitee eingereichte Begehren will den Anteil
der Ausländer an der gesamten Bevölkerung auf 18 Prozent beschränken. Von dieser
Stabilisierungsrechnung ausgenommen würden qualifizierte Wissenschafter,
Führungskräfte, Künstler, Schüler und Studenten. Mitzählen müsste man aber
Asylbewerber, vorläufig Aufgenommene und Kriegsflüchtlinge, die heute nicht in der
Ausländerstatistik erscheinen.
Für die FDP warf Fritschi (ZH) der Initiative ihren rein quantitativen Ansatz vor, der die
Bedürfnisse eines auf Flexibilität angewiesenen Arbeitsmarktes ignoriere. Im Namen der
SP stellte Thanei (ZH) fest, Finanzen liessen sich stabilisieren, Menschen dagegen nicht.
Als ethisch nicht akzeptabel bezeichnete Ducrot (cvp, FR) das Ansinnen,
gewissermassen zwischen ”guten” und ”schlechten” Ausländern zu unterscheiden, oder
– wie es die Luzerner Grüne Bühlmann sah – sozusagen die ”unrentablen”
auszuschliessen. Erwähnt wurden aber auch die Bedeutung der Gastarbeiter für die
Finanzierung der AHV und die praktischen Schwierigkeiten bei der Umsetzung einer
derartigen Quotenpolitik. Bundesrat Koller warnte vor den möglichen Konflikten dieser
Initiative mit bereits eingegangenen internationalen Verpflichtungen der Schweiz und
mit dem ausgehandelten Personenfreizügigkeitsabkommen mit der EU. Zudem stellte er
in Aussicht, 1999 den Entwurf zu einem totalrevidierten Gesetz über Aufenthalt und
Niederlassung von Ausländern (Anag) in die Vernehmlassung zu geben, welcher dann als
faktischer Gegenvorschlag zur Initiative betrachtet werden könne. 2

INITIATIVE POPULAIRE
DATE: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Nationalrätin Bühlmann (gp, LU) machte mit einer Motion und einer Interpellation auf
das Problem des Menschenhandels aufmerksam, welches sich vor allem im Milieu der
sogenannten „Cabarettänzerinnen“ stellt. Da die Opfer aus Angst vor Wegweisung und
Repressalien in ihrem Heimatland oftmals von einer Strafanzeige absehen, verlangte
Bühlmann, beim geringsten Verdacht auf Menschenhandel sei die
Aufenthaltsbewilligung automatisch um drei Monate zu verlängern. Der Bundesrat
erklärte, es gebe bereits in der geltenden Gesetzgebung genügend Instrumente, um die
Betroffenen angemessen zu schützen. Auf seinen Antrag wurde der Vorstoss nur in
Postulatsform überwiesen. 3

MOTION
DATE: 20.04.1999
MARIANNE BENTELI
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Seit Jahren wird vor allem in der Deutschschweiz immer wieder gefordert, getrennte
Schulklassen für deutsch- und fremdsprachige Kinder einzuführen, da viele Schweizer
Eltern befürchten, ihre Kinder würden bei einer hohen Ausländerpräsenz im Unterricht
zu wenig gefördert. Mit einer Interpellation Bühlmann (gp, LU) darauf angesprochen,
lehnte der Bundesrat alle Massnahmen, die auf eine Diskriminierung einer Kategorie
von Schülern hinauslaufen, ganz entschieden ab. Eine schulische Benachteiligung
aufgrund der Herkunft, der Rasse oder der Sprache würde dem verfassungsmässigen
Grundsatz der Rechtsgleichheit und dem Diskriminierungsverbot sowie dem
internationalen Übereinkommen über die Rechte der Kinder und der
Rassismusstrafnorm widersprechen. Nach Ansicht des Bundesrates schliesst dies
vorübergehende Massnahmen nicht aus (befristeter Einführungs- und Stützunterricht
bzw. vorläufiger Besuch einer Vorbereitungs- und Übergangsklasse). Dabei dürfe aber
niemals vergessen werden, dass die Schule nicht nur einen Ausbildungsauftrag habe,
sondern auch einen Beitrag zur Integration von Kindern unterschiedlicher sozialer,
kultureller und geographischer Herkunft leisten müsse. 4

INTERPELLATION / QUESTION
DATE: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

1) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 463 ff.; BaZ, 10.3.98; WoZ, 12.3.98. Siehe SPJ 1995, S. 260 und 1997, S. 282.
2) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 2663 ff. Siehe SPJ 1995, S. 258 f. und 1997, S. 280.11
3) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 673 ff. SPJ 1998, S. 293.
4) Amtl. Bull. NR, 1999, S. 1339 ff.
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